
Rechtsnormen 

 
§ 45 Beamtenstatusgesetz 
  
Der Dienstherr hat im Rahmen des Dienst- und Treueverhältnisses für das Wohl der 
Beamtinnen und Beamten und ihrer Familien, auch für die Zeit nach Beendigung des 
Beamtenverhältnisses, zu sorgen. Er schützt die Beamtinnen und Beamten bei ihrer 
amtlichen Tätigkeit und in ihrer Stellung. 
 
 
§ 69 Landesbeamtengesetz NRW 
 
Die Ermäßigung der Arbeitszeit darf das berufliche Fortkommen nicht beeinträchtigen; 
eine unterschiedliche Behandlung von Beamten mit ermäßigter Arbeitszeit gegenüber 
Beamten mit regelmäßiger Arbeitszeit ist nur zulässig, wenn zwingende sachliche 
Gründe sie rechtfertigen. 
 
 
§ 17 Allgemeine Dienstordnung für Lehrerinnen und Lehrer, Schulleiterinnen 
und Schulleiter an öffentlichen Schulen 
 
(1) Der Umfang der Dienstpflichten der teilzeitbeschäftigten Lehrerinnen und Lehrer 
(Unterrichtsverpflichtung und außerunterrichtliche Aufgaben) soll der reduzierten 
Pflichtstundenzahl entsprechen. 
  
(2) Die dienstliche Verpflichtung teilzeitbeschäftigter Lehrerinnen und Lehrer erstreckt 
sich auf die Klassenleitung und in der Regel auch auf die Teilnahme an Konferenzen 
und Prüfungen. Sonstige dienstliche Aufgaben (z.B. Vertretungen, Aufsichtführung, 
Sprechstunden, Sprechtage) sollen proportional zur Arbeitszeitermäßigung 
wahrgenommen werden. Bei Schulwanderungen und Schulfahrten bezieht sich die 
Reduzierung in der Regel auf die Anzahl der Veranstaltungen. 
 
(3) Bei der Stundenplangestaltung sollen unterrichtsfreie Tage ermöglicht werden, 
sofern dies aus schulformspezifischen, schulorganisatorischen und pädagogischen 
Gründen vertretbar ist; eine überproportionale Belastung durch Springstunden soll 
vermieden werden. 
 
 
§ 13 Landesgleichstellungsgesetz 
 
(1) Im Rahmen der gesetzlichen, tarifvertraglichen oder sonstigen Regelungen der 
Arbeitszeit sind Beschäftigten, die mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder einen 
pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen tatsächlich betreuen oder pflegen, 
Arbeitszeiten zu ermöglichen, die eine Vereinbarkeit von Beruf und Familie erleichtern, 
soweit zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 
 
(2) Die Dienststellen sollen ihre Beschäftigten über die Möglichkeiten von 
Teilzeitbeschäftigung informieren. Sie sollen den Beschäftigten dem Bedarf 
entsprechend Teilzeitarbeitsplätze anbieten; dies gilt auch für Arbeitsplätze mit 
Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben. 



(3) Anträgen von Beschäftigten auf Ermäßigung der regelmäßigen Arbeitszeit bis auf 
die Hälfte zur tatsächlichen Betreuung oder Pflege mindestens eines Kindes unter 18 
Jahren oder eines pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen ist zu entsprechen, soweit 
zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen. Die Teilzeitbeschäftigung ist bis 
zur Dauer von fünf Jahren mit der Möglichkeit der Verlängerung zu befristen. 
 
(4) Die Ermäßigung der Arbeitszeit darf das berufliche Fortkommen nicht 
beeinträchtigen; eine unterschiedliche Behandlung von Beschäftigten mit ermäßigter 
Arbeitszeit gegenüber Beschäftigten mit regelmäßiger Arbeitszeit ist nur zulässig, 
wenn zwingende sachliche Gründe sie rechtfertigen. Teilzeitbeschäftigung darf sich 
nicht nachteilig auf die dienstliche Beurteilung auswirken. 
 
(5) Beschäftigte, die eine Teilzeitbeschäftigung beantragen, sind auf die Folgen der 
ermäßigten Arbeitszeit, insbesondere auf die beamten-, arbeits-, versorgungs- und 
rentenrechtlichen Folgen hinzuweisen. 
 
(6) Bei Teilzeitbeschäftigung aus familiären Gründen im Sinne des Absatzes 3 ist unter 
Ausschöpfen aller haushaltsrechtlichen Möglichkeiten ein personeller, sonst ein 
organisatorischer Ausgleich vorzunehmen. 
 
(7) Wenn den Beschäftigten die Teilzeitbeschäftigung im bisherigen Umfang nicht 
mehr zugemutet werden kann und dienstliche Belange nicht entgegenstehen, soll eine 
Änderung des Umfangs der Teilzeitbeschäftigung oder der Übergang zur 
Vollzeitbeschäftigung vorrangig zugelassen werden. 
 
 
Verwaltungsvorschriften zu § 13 LGG 
 
Zu Absatz 1 

Über die individuelle Gestaltung der Arbeitszeit im Einzelfall hinaus soll die Dienststelle 

familienfreundliche Arbeitszeiten im Rahmen der geltenden arbeitszeitrechtlichen 

Regelungen für die Beschäftigten mit Familienpflichten anbieten. 

 

Zu Absatz 3 

Die Versagung von familiär bedingter Teilzeitbeschäftigung ist auf absolute 

Ausnahmefälle beschränkt. Erforderlich sind nachvollziehbare und schwerwiegende 

Nachteile für die Funktionsfähigkeit der Verwaltung, die auch durch organisatorische 

Maßnahmen nicht behoben werden können. Schwierigkeiten, den freien Stellenanteil 

zu nutzen, und der Wegfall von Stellenanteilen stellen für eine Versagung allein keine 

zwingenden dienstlichen Belange dar. 

Der Antrag auf Verlängerung der genehmigten Teilzeitbeschäftigung ist nach den 

einschlägigen Rechtsgrundlagen und unter Berücksichtigung von § 13 Abs. 3 Satz 1 

LGG zu bescheiden. 

 

 



Zu Absatz 4 

Teilzeitbeschäftigte dürfen insbesondere im Hinblick auf die Arbeitsbedingungen, die 

Möglichkeiten zur Teilnahme an Dienstbesprechungen und 

Fortbildungsveranstaltungen sowie Beförderungen oder Übertragungen höherwertiger 

Tätigkeiten nicht benachteiligt werden. 

Eine Entscheidung über eine Beförderung oder eine Übertragung höherwertiger 

Tätigkeiten darf nicht aus dem Grund zu Ungunsten einer oder eines 

Teilzeitbeschäftigten getroffen werden, weil sie oder er in einem geringeren zeitlichen 

Umfang zur Erfüllung der Aufgabe beiträgt. Eine durch Teilzeit bedingte Verringerung 

der Arbeitsmenge darf eine Beurteilung nicht negativ beeinflussen. Auch auf die 

Beförderungsreihenfolge darf eine Teilzeitbeschäftigung keinen Einfluss haben. 

Die mangelnde Bereitschaft einer Bewerberin oder eines Bewerbers, zur 

Vollzeitbeschäftigung zurückzukehren, kann nur dann einen sachlichen Grund für die 

Nichtbeförderung oder Nichtübertragung höherwertiger Tätigkeiten bilden, wenn mit 

Bezug auf den jeweiligen Dienstposten zwingende dienstliche Belange der 

Teilzeitbeschäftigung entgegenstehen. 

 

Zu Absatz 5 

Wesentliche Folgen von Teilzeitbeschäftigung sind insbesondere: 

- anteilige Ermäßigung der Besoldung, Vergütung, des Lohns 

- mögliche Kürzung der Zuwendung, des Urlaubsgeldes und der vermögenswirksamen 

Leistung 

- mögliche Änderung der Beihilferegelungen 

- Einbußen beider ruhegehaltfähigen Dienstzeit, der Rente. 

Eine detaillierte Berechnung der späteren Versorgung durch die dafür zuständige 

Stelle ist nicht erforderlich, soweit diese mit einem unverhältnismäßig hohem Arbeits- 

oder Zeitaufwand einhergehen würde. 

 

Zu Absatz 6 

Bei einer Verringerung der Stundenzahl hat die Dienststelle die Aufgaben an diesem 

Arbeitsplatz entsprechend dem Anteil der Arbeitszeitreduzierung zu verringern. Der 

durch Teilzeitbeschäftigung frei gewordene Stellenanteil ist zu besetzen, wenn keine 

haushaltsrechtlichen Regelungen entgegenstehen und dies stellenplanmäßig möglich 

ist. Für teilzeitbeschäftigte Lehrkräfte, Schulleiterinnen und Schulleiter gelten die 

entsprechenden Sonderregelungen des Ministeriums für Schule, Wissenschaft und 

Forschung. 

 

 



Zu Absatz 7 

Den Beschäftigten ist eine Teilzeitbeschäftigung nicht mehr zuzumuten, wenn 

einschneidende, nicht vorhersehbare Änderungen der persönlichen Verhältnisse 

eingetreten sind, z.B. Änderungen der wirtschaftlichen Verhältnisse. 

In den übrigen Fällen kann die Dienststelle die Teilzeitbeschäftigung auch vor Ablauf 

der Befristung im Interesse der Teilzeitbeschäftigten ändern, sofern die haushalts- und 

stellenplanmäßigen Voraussetzungen gegeben sind und dienstliche Belange nicht 

entgegenstehen. 
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